
 

Anlage 1   

Gesetzliche Grundlagen  

Anlage 1: Gesetzliche Grundlagen  
  

Die gesetzlichen Grundlagen zur „Vereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages nach § 

8a Abs. 4 SGB VIII und dem Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen nach § 

72 a SGB VIII“ sind: § 8a SGB VIII, § 72 SGB VIII, § 72a SGB VIII Artikel 13 und 14 der EU – 

DSGVO, § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII, § 35 Sozialgesetzbuch, Erstes Buch (SGB I) i.V.m. §§ 

67 bis 85 Sozialgesetzbuch, zehntes Buch (SGB X) sowie §§ 61 – 68 SGB VIII  

  

Online nachzulesen unter folgenden Links:  

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/  

https://dsgvo-gesetz.de/  
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Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Achtes Buch –  

Kinder- und Jugendhilfe  
  

§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung  
 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 

Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 

sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 

sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist,  
 

1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen 

Umgebung zu verschaffen sowie  

2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und Information 

im Kinderschutz dem Jugendamt Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an 

der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen.  

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet 

und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.  

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 

Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 

Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 

dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist 

das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.  

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 

Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 

die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 

Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungs-

berechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der 

Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.  

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach 

diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass  

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 

eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungsein-

schätzung vornehmen,  

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 

hinzugezogen wird sowie  

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die  

Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 

Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.  

In den Vereinbarungen sind die Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden 

insoweit erfahrenen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den spezifischen Schutz-

bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung tragen. Daneben ist 

in die Vereinbarungen insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 

Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn 

sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht 

anders abgewendet werden kann.  
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(5) In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem Buch 

erbringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte  

für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung 

vornehmen und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen.  

Die Erziehungsberechtigten sowie das Kind sind in die Gefährdungseinschätzung 

einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt 

wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.  

(6) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 

eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von 

Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 

Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist.  

Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden 

örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder  

der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 

oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.  

  

  

§§ 61 – 68 SGB VIII  
  

Die §§ 61 -81 befassen sich mit dem Umgang und Schutz von Sozialdaten. Auf Grund der 

Textmenge sind diese digital unter folgendem Link nachzulesen:  

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/  

  

  

§ 72 SGB VIII Mitarbeiter, Fortbildung  
  

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen bei den Jugendämtern und Landesjugend-

ämtern hauptberuflich nur Personen beschäftigen, die sich für die jeweilige Aufgabe nach 

ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung erhalten 

haben (Fachkräfte) oder auf Grund besonderer Erfahrungen in der sozialen Arbeit in der 

Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen. Soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert, sind mit 

ihrer Wahrnehmung nur Fachkräfte oder Fachkräfte mit entsprechender Zusatzausbildung 

zu betrauen. Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen sollen zusammenwirken, soweit die 

jeweilige Aufgabe dies erfordert.  

 

(2) Leitende Funktionen des Jugendamts oder des Landesjugendamts sollen in der Regel nur 

Fachkräften übertragen werden.  

 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben Fortbildung und Praxisberatung der 

Mitarbeiter des Jugendamts und des Landesjugendamts sicherzustellen.  
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§ 72a SGB VIII Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen  
  

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der 

Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen 

einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 184j, 

184k, 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetz-

buchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 

Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungs-

zeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes 

vorlegen lassen.  
 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 

freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass diese keine 

Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, 

hauptamtlich beschäftigen.  
 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung 

keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 

1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und 

Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen 

vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die 

Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, 

Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach 

Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden 

dürfen.  

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 

freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 

Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 

Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 

Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 

ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten 

schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und 

Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsicht-

nahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.  

(5) Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3  

und 4 eingesehenen Daten nur folgende Daten erheben und speichern:  

1. den Umstand der Einsichtnahme,  

2. das Datum des Führungszeugnisses und  

3. die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer der 

folgenden Straftaten rechtskräftig verurteilt worden ist:  

a) wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat oder  

b) wegen einer nicht in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat, die die Person als 

ungeeignet im Umgang mit Kindern und Jugendlichen erscheinen lässt.  

Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen die gespeicherten Daten nur 

verarbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person für diejenige Tätigkeit,  

die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, zu prüfen. Die Daten 

sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn die 

Person eine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 nicht ausübt. Die Daten sind 

spätestens sechs Monate nach der letztmaligen Ausübung einer solchen Tätigkeit zu löschen.  
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Sozialgesetzbuch (SGB I), Erstes Buch - Allgemeiner Teil  
  

§ 35 SGB I Sozialgeheimnis  

 
(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes 

Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis).  

Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des 

Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind  

oder nur an diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer 

Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken 

können, weder zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der 

Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die 

Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der 

Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen 

Vereinigungen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, 

soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die 

Behörden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbe-

kämpfungsgesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter 

und Gemeindebehörden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Absatz 3 

des Adoptionsvermittlungs-gesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch 

wahrnehmen, und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches 

wahrnehmen. Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den 

genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.  
 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der übrigen Bücher des 

Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschließend, soweit nicht  

die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 

2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 

zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 

23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung unmittelbar gilt. Für die Verarbeitungen 

von Sozialdaten im Rahmen von nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 

2016/679 fallenden Tätigkeiten finden die Verordnung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz 

entsprechende Anwendung, soweit nicht in diesem oder einem anderen Gesetz 

Abweichendes geregelt ist.  
 

(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- 

       oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen,  

       bleibt unberührt.  

(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, 

keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, 

nicht automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten Sozialdaten.  

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.  

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches 

verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet werden, wenn schutzwürdige 

Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt werden 

können.  

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung auf 

solche Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter,  
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1. die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen einer 

Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 

anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erfolgt, 

oder  
 

2. die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen Niederlassung verarbeiten. 
  

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für den 

Verantwortlichen oder dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 81c des Zehnten Buches.  

(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen 

die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und die 

Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten 

insoweit als Drittstaaten.  

  

  

Sozialgesetzbuch (SGB X), Zehntes Buch - 

Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz  
  

§§ 67 bis 85  
  

Die §§ 67 - 85 befassen sich mit dem Umgang und Schutz von Sozialdaten. Auf Grund der 

Textmenge sind diese digital unter folgendem Link nachzulesen:  

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/  

  

  

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)  
  

Art. 13 - Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der 

betroffenen Person  

 
(1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der  

Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten 

Folgendes mit:  
  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie ggf. seines 

Vertreters;  

2. gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;  

3. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, 

sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;  

4. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die 

berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten 

verfolgt werden;  

5. ggf. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten und  
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6. gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen 

Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, 

sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses 

der Kommission oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 

47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten 

oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu 

erhalten ist, oder wo sie verfügbar sind.  

  

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der 

betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere 

Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente 

Verarbeitung zu gewährleisten:   

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls 

dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;  

b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die 

betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung 

oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchs-rechts 

gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;  

c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 

2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 

widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 

Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird;  

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;  

e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 

vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die 

betroffene Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, 

und welche möglichen Folgen die Nichtbereitstellung hätte und  

f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich 

Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – 

aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite 

und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die 

betroffene Person.   

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen 

Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben 

wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen 

über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß 

Absatz 2 zur Verfügung.   

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene 

Person bereits über die Informationen verfügt.  
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Art. 14 - Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der 

betroffenen Person erhoben wurden  

 
(1) Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt  

der Verantwortliche der betroffenen Person Folgendes mit: den Namen und die 

Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters;  

a) zusätzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;  

b) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, 

sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;  

c) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;  

d) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der 

personenbezogenen Daten;  

e) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen 

Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder einer internationalen 

Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines  

Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von 

Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 

Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien 

und die Möglichkeit, eine Kopie von ihnen zu erhalten, oder wo sie verfügbar 

sind.  

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der 

betroffenen Person die folgenden Informationen zur Verfügung, die erforderlich sind,  

um der betroffenen Person gegenüber einer fairen und transparenten Verarbeitung zu 

gewährleisten:   

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder,  

falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;  

b) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die 

berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten 

verfolgt werden;  

c) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die 

betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung 

oder auf Einschränkung der Verarbeitung und eines Widerspruchsrechts gegen 

die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;  

d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 

2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 

widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum  

Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird;  

e) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;  

f) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und 

gegebenenfalls ob sie aus öffentlich zugänglichen Quellen stammen;  

g) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich 

Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – 

aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite 

und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die 

betroffene Person.  
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(3) Der Verantwortliche erteilt die Informationen gemäß den Absätzen 1 und 2   

a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände der Verarbeitung der 

personenbezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung 

der personenbezogenen Daten, längstens jedoch innerhalb eines Monats,  

b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen 

Person verwendet werden sollen, spätestens zum Zeitpunkt der ersten 

Mitteilung an sie, oder,  

c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger beabsichtigt ist, spätestens 

zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung.  

 

(4) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen 

Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erlangt 

wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen 

über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß 

Absatz 2 zur Verfügung. (5) Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn und 

soweit   

a) die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt,  

b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich erweist oder einen 

unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde; dies gilt insbesondere für die 

Verarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für 

wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische 

Zwecke vorbehaltlich der in Artikel 89 Absatz 1 genannten Bedingungen und 

Garantien oder soweit die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte Pflicht 

voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich 

macht oder ernsthaft beeinträchtigt. In diesen Fällen ergreift der Verantwortliche 

geeignete Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der 

berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschließlich der Bereitstellung 

dieser Informationen für die Öffentlichkeit,  

c) die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der 

Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeigneten 

Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person 

vorsehen, ausdrücklich geregelt ist oder  

d) die personenbezogenen Daten gemäß dem Unionsrecht oder dem Recht der 

Mitgliedstaaten dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen 

Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt werden 

müssen.  
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